
 9 

Einleitung 
 
 
 
 
Diese Publikation versammelt Beiträge eines Studientags des Instituts für 
Religion und Frieden und der Stiftung PRO ORIENTE zum Thema: „Westliche, 
universelle oder christliche Werte? Menschenrechte, Migration, Friedenspolitik 
im Europa des 21. Jahrhunderts“ am 24. November 2010 an der Landesver-
teidigungsakademie in Wien. Theologen und Vertreter verschiedener christli-
cher Kirchen sowie Fachleute diskutierten über den Zusammenhang von Wer-
ten, den Menschenrechten und der Menschenwürde, beleuchteten verschie-
dene Aspekte von Migration und Integration und gingen der Frage nach, unter 
welchen Umständen militärische Interventionen legitim sein können. 
 
Univ.-Prof. Dr. Ingeborg Gabriel vom Institut für Sozialethik an der Katho-
lisch-Theologischen Fakultät der Universität Wien betonte die weltweite 
Geltung der Menschenrechte. Sie erteilte dem kulturellen Relativismus, 
wonach der Westen die Menschenrechte dem Rest der Welt aufgezwungen 
habe, eine Absage, denn die Opfer von Menschenrechtsverletzungen wür-
den sehr wohl auf ihre Einhaltung pochen. Als Probleme für ihre Durchset-
zung machte Gabriel die Kluft zwischen Theorie und Praxis (auch aufgrund 
der westlichen Heuchelei), die Erosion des Menschenbildes und das ambi-
valente Verhältnis zu den Religionen aus. Die Haltung der Katholischen 
Kirche gegenüber den Menschenrechten habe sich in den letzten 100 Jah-
ren sehr gewandelt. Seit einigen Jahrzehnten sei sie ein wesentlicher Akteur 
für die Durchsetzung der Menschenrechte. 
 
Vater Alexander Vasyutin, Priester und Mitarbeiter des kirchlichen Außenamts 
der Russischen Orthodoxen Kirche, legte den Standpunkt seiner Kirche ge-
genüber den Menschenrechten dar, wobei er sich auf das Dokument „Grund-
lagen der Lehre der Russisch-Orthodoxen Kirche über die Würde, die Freiheit 
und die Menschenrechte“ vom Juli 2008 bezog. Darin wird die unveräußerliche 
Menschenwürde betont, die jedoch durch sittlich unwürdiges Leben zerstört 
werde. Die zum Teil kritischen Reaktionen der anderen Kirchen auf das Do-
kument zeigten, so Vasyutin, den Diskussionsbedarf auf. Daher werde die 
russisch-orthodoxe Kirche im Jahr 2011 mehrere Konsultationen veranstalten. 
 
Für Univ.-Prof. Dr. Gerhard Luf vom Institut für Rechtsphilosophie, Religi-
ons- und Kulturrecht an der Universität Wien sind die Menschenrechte das 



 10 

Ergebnis einer Leidensgeschichte im Zuge der Entstehung des modernen 
Staates. Da dieser nun weltweit Wirklichkeit geworden sei, würden auch die 
Menschenrechte weltweit gelten. Die Kirchen hätten gegen etliche Men-
schenrechte Widerstand geleistet, doch nun könnten sie diese auf drei 
Arten bereichern: stimulierend, kritisierend und vertiefend. Beispielsweise 
sollten sich die Kirchen noch massiver für den unbedingten Wert des Men-
schen einsetzen. Zum vielfach verwendeten und zugleich unterschiedlich 
interpretierten Begriff der Menschenwürde meinte Luf, dass jeder Mensch 
Würde habe, auch der größte Verbrecher. 
 
Dr. Gunther Hauser, Institut für Strategie und Sicherheitspolitik an der Lan-
desverteidigungsakademie Wien, betonte eingangs, dass Migranten keine 
Verbrecher oder Terroristen seien. Dennoch stelle die illegale Migration 
Richtung Europa derzeit vor allem über die Türkei und Griechenland ein 
enormes Sicherheitsproblem dar. Die EU-Agentur FORNTEX versuche, bei 
der Bewältigung der Flüchtlingsströme behilflich zu sein. Illegale Migration, 
so Hauser, sei eng mit Schattenwirtschaft und organisiertem Verbrechen 
(Drogen- und Menschenhandel etc.) verbunden. Extremistische, vor allem 
islamistische Gruppen würden sich ausbreiten. Dem Missbrauch der Religi-
on sei Einhalt zu gebieten, falsch verstandene Religionsfreiheit sei fehl am 
Platz. 
 
Dr. Werner Binnenstein-Bachstein, Geschäftsführer der Caritas der Erzdiöze-
se Wien, unterstrich, dass für die Caritas alle Menschen die gleiche Würde 
und die gleichen Rechte hätten. Jene von Migranten und Ausländern würden 
jedoch vielfach missachtet, und Fremde würden oft pauschal als Sicherheits-
problem gesehen. Für die Caritas seien nicht die Migrationsströme, sondern 
der Umgang mit Flüchtlingen und Fremden ein Thema. Binnenstein-
Bachstein betonte, dass es auch viele legale Migranten in Österreich gebe: 
klassische Gastarbeiter, Schlüsselarbeitskräfte und Saisonniers. Wenn Öster-
reich die illegale Migration aus Entwicklungsländern eindämmen wolle, müsse 
es auch bereit sein, die Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit zu erhö-
hen. Was die Integrationspolitik betrifft, so sei die Caritas nicht blauäugig. 
Regeln seien von allen einzuhalten, doch sei es unerlässlich, Menschen, die 
oft schon seit Jahren im Land lebten, in die Gesellschaft einzubinden. 
 
Univ.-Prof. Dr. Leopold Neuhold vom Institut für Ethik und Gesellschaftslehre 
an der Universität Graz befasste sich mit dem Zusammenhang zwischen 
Frieden und den Menschenrechten. Friede könne nur in einem Prozess er-
reicht werden; dazu brauche es eine umfassende Strategie, die alle Ebenen 
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einbindet, vom Einzelnen bis zur internationalen Staatengemeinschaft. Die 
Verwirklichung der Menschenrechte könne auch mit der Anwendung militäri-
scher Gewalt verbunden sein, z.B. im Rahmen einer humanitären Interventi-
on. Neuhold betonte, dass jeder Mensch Anspruch auf die Menschenrechte 
habe und dass es verschiedene Instrumente zu deren Durchsetzung gebe. 
Notfalls könne auch eine Menschenrechtsverletzung als Mittel zur Durchset-
zung der Menschenrechte dienen. Letztere seien auch mit Pflichten jedes 
Einzelnen verbunden. 
 
Prof. Dr. Stefan Tobler (Evangelisch-Theologische Fakultät der Univ. Si-
biu/Hermannstadt in Rumänien) ging der Frage nach, ob die Menschenrech-
te ein Kriegsgrund sein können. Er verwies auf eine Denkschrift des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland aus dem Jahr 2007 („Aus Gottes 
Frieden leben – für gerechten Frieden sorgen“), die als Ziel den gerechten 
Frieden propagiert, zu dem auch die Achtung der Menschenwürde und der 
Menschenrechte gehören. Dennoch schließt das Dokument militärische 
Mittel nicht aus. Was es dafür aber brauche, so Tobler, ist ein Rechtsrah-
men, den nur die bzw. eine ausgeweitete UN-Charta bieten könne. Bei der 
Prüfung der Legitimität eines militärischen Eingreifens seien die Kriterien des 
Gerechten Kriegs (gerechter Grund, legitime Autorität, äußerstes Mittel, 
Verhältnismäßigkeit der Güter, richtige Absicht, vernünftige Aussicht auf 
Erfolg) anzuwenden. Da all diese Kriterien nur schwer zu erfüllen seien, 
kann es aus der Sicht Toblers nur wenig legitime Einsätze geben. 
 
Bischofsvikar Dr. Werner Freistetter, Leiter des Instituts für Religion und 
Frieden der katholischen Militärseelsorge, befasste sich mit aktuellen Her-
ausforderungen und den ethischen Kriterien von militärischen Einsätzen. Als 
Herausforderungen nannte er u.a. die Bedrohung durch Terrorismus und 
Massenvernichtungswaffen und Durchsetzungsprobleme der UNO. Militäri-
sche Mittel, so Freistetter, können nur Teil eines umfassenden Maßnahmen-
pakets sein, und die eingreifenden Armeen müssen eine Reihe von Fähig-
keiten mitbringen, wie z.B. Kenntnis der Religion und Rücksichtnahme auf 
die „Sitten und Gebräuche“ im Einsatzraum. Die militärischen Aufgaben 
können dabei von friedenserzwingenden Maßnahmen bis zu Rettungs-
einsätzen reichen. Über die Legitimität eines Kampfeinsatzes würden die 
Kriterien des Gerechten Krieges entscheiden. Diese Werte und Kriterien den 
Soldaten näherzubringen, sei auch Aufgabe der Militärseelsorger. 

 
Gerhard Marchl 


